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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die Änderung des Zeitplans 
für die Ausarbeitung des Jahresberichts über die wirtschaftiiche Lage 
der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 und 145, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Entscheidung des Rates vom 18. Februar 
1974 *) zur Erreichung eines hohen Grades an Kon- 
vergenz der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sieht vor, 
daß der Rat jährlich drei Tagungen abhält auf de- 
nen er über die Wirtschaftslage in der Gemeinschaft 
berät, und daß anläßlich der dritten Tagung, die 
gegen Ende des dritten Vierteljahres stattfindet, ein 
Jahresbericht über die wirtschaftliche Lage der Ge- 
meinschaft verabschiedet wird. 

Die Erfahrung zeigt, daß wegen der Unzulänglich- 
keit der verfügbaren statistischen Angaben die Über- 
prüfung der gemäß Artikel 3 genannten Entschei- 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 63 
vom 5. März 1974, S. 16 


düng festgelegten wirtschafts- und besonders haus- 
haltspolitischen Orientierungsdaten im dritten Vier- 
teljahr verfrüht ist. 

Durch eine entsprechende Änderung des Zeitplans 
für die Ausarbeitung des Jahresberichts für die 
wirtschaftliche Lage der Gemeinschaft ist es möglich, 
sowohl neue und ausreichende Informationen heran- 
zuziehen, als auch den Jahresbericht so rechtzeitig 
zu verabschieden, daß ihn die Parlamente der Mit- 
gliedsländer in ihren Haushaltsberatungen berück- 
sichtigen können — 

! HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

Der erste Satz von Artikel 4 der Entscheidung des 
Rates vom 18. Februar 1974 zur Erreichung eines 
hohen Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft wird durch folgenden Wortlaut ersetzt: 
„Eine dritte Beratung findet im Laufe des vierten 
Vierteljahres statU. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Begründung 

Wegen der besonders großen Ungewißheit, mit der 
die Konjunkturaussichten für die kommenden Mo- 
nate und für 1976 belastet sind, wird die Kommission 
nicht in der Lage sein, dem Rat Anfang September 
den Entwurf des Jahresberichts über die wirtschaft- 
liche Lage der Gemeinschaft zu übermitteln. Bei der 
Ausarbeitung dieses Entwurfs lägen kaum konjunk- 
turelle Daten vor, die über das hinausgehen, was 
zum Zeitpunkt der Tagung des Rates anläßlich der 
zweiten Beratung der wirtschaftlichen Lage der Ge- 
meinschaft bekannt ist (10. Juli). Dieser Umstand 
ist derzeit besonders unbefriedigend, da die Fest- 
legung der wirtschaftspolitischen Leitlinien weit- 
gehend von der Verfügbarkeit neuer Konjunktur- 
indikatoren abhängt, die über den erhofften Kon- i 
junkturwandel Aufschluß geben sollen. 

Unter diesen Voraussetzungen zieht es die Kommis- 
sion vor, den Entwurf des Jahresberichts dem Euro- 


päischen Parlament und dem Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß am 15. Oktober zu unterbreiten. Da die 
notwendigen Stellungnahmen etwa am 15. Novem- 
ber eingeholt sein werden, sollte der Rat den Jah- 
resbericht auf seiner Tagung am dritten Montag im 
November verabschieden. Diese Frist scheint aus- 
reichend, damit die Parlamente der Mitgliedsländer 
gemäß Artikel 5 der Ratsentscheidung vom 18. Fe- 
bruar 1974 die vom Rat beschlossenen Leitlinien in 
den Haushaltsberatungen berücksichtigen können. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß auch künftig 
in etwa derselbe Zeitplan eingehalten werden sollte. 
Zu diesem Zweck unterbreitet sie dem Rat den bei- 
gefügten Vorschlag zur Änderung der Entscheidung 
vom 18. Februar 1974*) zur Erreichung eines hohen 
Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft. 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 63 
vom 5. März 1974, S, 16 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramts vom 12. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - La 27/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 25. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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